
Satzung 
für die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung 

des Zweckverbandes Donau-Stadtwerke Dillingen-Lauingen 
(Wasserabgabesatzung - WAS) vom 26.07.2017 

Aufgrund des Art. 26 Kommunales Zusammenarbeitsgesetz in Verbindung mit den 
Art. 23 und 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung (GO) erlässt 
der Zweckverband Donau-Stadtwerke Dillingen-Lauingen, im Folgenden Donau­
Stadtwerke genannt, folgende Satzung: 

§1
Öffentliche Einrichtung 

(1) Die Donau-Stadtwerke betreiben eine öffentliche Einrichtung zur Wasserver-
sorgung für das

a) Gebiet der Stadt Dillingen a. d. Donau ohne den Stadtteil Steinheim

b) Gebiet der Stadt Lauingen (Donau).

(2) Art und Umfang dieser Wasserversorgungseinrichtung bestimmen die Donau-
Stadtwerke.

(3) Zur Wasserversorgungseinrichtung gehören auch die im öffentlichen Straßen­
grund liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse, soweit nichts Abweichendes ver­
einbart ist.

§2
Grundstücksbegriff - Grundstückseigentümer 

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist jedes räumlich zusammenhängende
und einem gemeinsamen Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigentümers,
das eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere
Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinne des Grundbuchrechts handelt.
Rechtlich verbindliche planerische Vorstellungen sind zu berücksichtigen.

(2) Die in dieser Satzung für Grundstückseigentümer erlassenen Vorschriften gelten
auch für Teileigentümer, Erbbauberechtigte, Wohnungseigentümer, Wohnungserb­
bauberechtigte, Nießbraucher und sonstige zur Nutzung eines Grundstücks dinglich
Berechtigte. Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet;
sie haften als Gesamtschuldner.
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§3
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung: 

Versorgungsleitungen 

Grundstücksanschlüsse 
(= Hausanschlüsse) 

sind die Wasserleitungen im Wasserversorgungsgebiet, 
von denen die Grundstücksanschlüsse abzweigen. 

sind die Wasserleitungen von der Abzweigstelle der Ver­
sorgungsleitung bis zur Übergabestelle; sie beginnen mit 
der Anschlussvorrichtung und enden mit der Hauptab­
sperrvorrichtung. 

Gemeinsame Grund- sind Hausanschlüsse, die über Privatgrundstücke (z. B. 
stücksanschlüsse (ver- Privatwege) verlaufen und mehr als ein Grundstück mit 
zweigte Hausanschlüsse) der Versorgungsleitung verbinden. 

Anschlussvorrichtung ist die Vorrichtung zur Wasserentnahme aus der Versor­
gungsleitung, umfassend Anbohrschelle mit integrierter 
oder zusätzlicher Absperrarmatur oder Abzweig mit Ab­
sperrarmatur samt den dazugehörigen technischen Ein­
richtungen. 

Hauptabsperrvorrichtung ist die erste Armatur auf dem Grundstück, mit der die ge­
samte nachfolgende Wasserverbrauchsanlage einschließ­
lich Wasserzähler abgesperrt werden kann. 

Übergabestelle 

Wasserzähler 

Anlagen des Grund­
stückseigentümers 
(= Verbrauchsleitungen) 

ist das Ende des Grundstücksanschlusses hinter der 
Hauptabsperrvorrichtung im Grundstück/Gebäude, Aus­
nahmen werden über Sondervereinbarungen geregelt. 

sind Messgeräte zur Erfassung des durchgeflossenen 
Wasservolumens. Absperrventile und etwa vorhandene 
Wasserzählerbügel sind nicht Bestandteile der Wasser­
zähler. 

sind die Gesamtheit der Anlagenteile in Grundstücken 
oder in Gebäuden hinter der Übergabestelle; als solche 
gelten auch Eigengewinnungsanlagen, wenn sie sich ganz 
oder teilweise im gleichen Gebäude befinden. 

§4
Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein bebautes, bebauba­
res, gewerblich genutztes oder gewerblich nutzbares Grundstück nach Maßgabe
dieser Satzung an die Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen und mit Was­
ser beliefert wird.
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